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DEUTSCHE GESELLSCHAFT FÜR SOZIALE PSYCHIATRIE E.V. (DGSP) 
 

Aussagen der DGSP zur Bundestagswahl 2025 

 
Die Bundestagswahlen 2025 fallen in herausfordernde Zeiten. Die Zahlen der Mental 
Health Surveillance (MHS) des Robert Koch Instituts weisen darauf hin, dass sich die 
psychische Gesundheit in den letzten Jahren verschlechtert hat. Die häufig als Krise 
empfundene gesellschaftliche Spaltung, die Wirtschaftskrise und die Klimakrise 
werden als Bedrohungen wahrgenommen. Gleichzeitig bestehen Defizite in der 
Versorgung von Menschen mit psychischen Erkrankungen weiter fort, der 
Fachkräftemangel verschärft diese noch. Es besteht kein Anlass davon auszugehen, 
dass sich die psychische Gesundheit in den nächsten Jahren verbessert. Vor diesem 
Hintergrund weisen wir auf besonders dringliche Themen hin, die zu bearbeiten sind: 
 

 Einrichtung flächendeckender Krisendienste: Ein rund um die Uhr verfügbarer 
psychosozialer Krisendienst ist flächendeckend zu organisieren. Durch 
Kooperation und Vernetzung müssten Beratungszeiten unterschiedlicher 
Träger so aufeinander abgestimmt werden, dass eine 24/7 Deckung möglich 
ist. Gesundheitsämter und psych. Krisendienste brauchen dafür bessere 
Rahmenbedingungen. Niedergelassene Ärztinnen und Ärzte, 
Sozialarbeiter:innen, aber auch Psychologinnen und Psychologen, 
Pflegepersonal und Mitarbeiter:innen anderer psychiatrisch Tätiger in 
Krisensituationen müssen für einen rund um die Uhr verfügbaren 
psychiatrischen Notfalldienst mitgedacht und berücksichtigt werden. Es 
vermeidet Zwangsmaßnahmen, wenn Akteure des Gemeinwesens kooperativ 
und zuständigkeitsübergreifend arbeiten.  
 

 Ein besonderes Anliegen der DGSP ist es, dass die Kliniken dazu befähigt und 
ermutigt werden, ihre außerklinische Krisenbehandlung sowie die Vernetzung 
im Sinne einer flexiblen, sektorenübergreifenden und wohnortnahen 
Versorgung weiterzuentwickeln. Dazu sollten die Instrumente Regionalbudget 
nach § 64b SGB V, Stationsäquivalente Behandlung (StäB) und die 
Psychiatrische Institutsambulanz (PIA) eine große Rolle spielen. StäB muss 
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viel flexibler angewendet und somit öfter umgesetzt werden, um volle 
Wirksamkeit zu erreichen. Die PIAs könnten sich wie bspw. in der Leipziger 
Heliosklinik zu PIA mobil weiterentwickeln, welches die Lebenswelten von 
Betroffenen stärker einbezieht. 
 

 Die Kooperation zwischen den Leistungserbringern muss verbessert 
werden, um umfassende Leistungen für Leistungsberechtigte sicherzustellen. 
Die Rahmenbedingungen hierfür sind zu schaffen.  
Verpflichtungen zur Kooperation sollten im Gemeindepsychiatrischen Verbund 
festgeschrieben werden. Für die umfassenden Leistungen ist die Empfehlung 3 
der S3 Leitlinie Psychosoziale Therapien zu berücksichtigen: „Bei allen 
psychosozialen Interventionen sollten Erkenntnisse zur Gestaltung 
therapeutischer Milieus berücksichtigt werden.“ (vgl. auch unser 
Positionspapier „Komplexleistungen, Schnittstellenproblematik und 
Anforderungen an regionale Netzwerke“ von November 2023 unter 
https://www.dgsp-ev.de/veroeffentlichungen/standpunkte-
stellungnahmen/komplexleistungen-schnittstellenproblematik-und-
anforderungen-an-regionale-netzwerke )  
 

 Das in der 18. Legislaturperiode verabschiedete "Gesetz zur Stärkung und 
Teilhabe und zur Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen 
(Bundesteilhabegesetz - BTHG -)" muss endlich umgesetzt und 
nachgebessert werden. Bis heute ist der Zugang zu Leistungen nicht 
konsequent gewährleistet. Gesetzlich vorgesehene Gesamtplan- und 
Teilhabekonferenzen finden nicht überall statt. Bürokratieabbau ist 
erforderlich, wir brauchen weniger Kontrolle und stattdessen mehr Reformen 
und Entwicklung. Die Leistung „Teilhabe an Bildung“ ist nicht umgesetzt. 
Berufs-, Fach- und Hochschulen müssen reguläre Bildungsangebote für alle 
bereitstellen. Leider fehlt im BTHG bisher eine klare Aussage zur Weiterbildung 
als Teilhabeleistung, was dringend nötig und beispielsweise für Recovery-
Colleges wichtig wäre. Im Bereich der sozialen Teilhabe gibt es zahlreiche 
Umsetzungsmängel, beispielsweise beim Wunsch- und Wahlrecht, den 
Assistenzleistungen oder der Ermittlung des Hilfebedarfs (vgl. unser 
Zwischenruf: „Zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ vom 19. Oktober 
2022, unter: https://www.dgsp-ev.de/veroeffentlichungen/standpunkte-
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stellungnahmen/zur-umsetzung-des-bundesteilhabegesetzes-ein-zwischenruf 
) Aber auch auf dem Gebiet Arbeit ist vieles, was rechtlich möglich wäre, längst 
nicht am Ziel angelangt, wie z. B. das Budget für Arbeit. 
 

 Das Motto "Nichts über uns - ohne uns" des BTHG bleibt eine leere Worthülse, 
solange die Selbsthilfe nicht entscheidend gestärkt wird. Nur mit ihr können 
Selbstbestimmung und Personenzentrierung wirklich umgesetzt werden. Dazu 
ist nicht nur die langfristige institutionelle Stärkung der Selbsthilfe 
sicherzustellen, auch die Selbsthilfekompetenz jedes/ jeder 
Leistungsberechtigten muss individuell entwickelt werden. In diesem 
Zusammenhang ist Peer-Involvement stärker zu fördern als bisher. Es gibt 
beispielsweise noch keine einheitlichen Standards für die Beschäftigung von 
Genesungsbegleiterinnen und -begleitern.  

 

 Die 2021 von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) veröffentlichten Leitlinie 
zur psychosozialen Versorgung (WHO Guidance on community mental health 
services: Promoting person-centred and rights-based approaches) zeigen klar 
die Grundlagen auf zur Umsetzung von personzentrierten, recovery-orientierten 
und rechtebasierten Ansätzen in der psychiatrischen Versorgung. Es müssen 
jetzt dringend Konzepte entwickelt und Modellprojekte gefördert werden, um 
die WHO-Leitlinien umzusetzen und die psychiatrische Versorgung damit 
entscheidend zu verbessern. 

 

 Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 26.11. 2024 zu ambulanten 
Zwangsmaßnahmen hat den Krankenhausvorbehalt für ärztliche 
Zwangsmaßnahmen teilweise für verfassungswidrig erklärt. Wir haben auf ein 
anderes Urteil gehofft und erwarten bei der nötigen gesetzlichen Neuregelung 
nun sehr hohe Hürden für die Ausführung von Zwangsmaßnahmen außerhalb 
einer Krankenhausbehandlung. Die Rahmenbedingungen müssen exakt 
definiert sein; die Neuregelung darf keinesfalls zu einer Ausweitung von 
Zwangsmaßnahmen führen.  

 
 Über die Anwendung von Zwang liegen bundesweit keine oder nur wenig 

verlässliche Zahlen und Daten vor. Die Bundesregierung sollte auf ein 
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Zwangsregister hinwirken, das nach bundeseinheitlichen Kriterien geführt 
wird. Die Bundesarbeitsgemeinschaft gemeindepsychiatrischer Verbünde e. V. 
(BAG GPV) hat für das Bundesministerium für Gesundheit das Projekt 
„Vermeidung von Zwangsmaßnahmen im psychiatrischen Hilfesystem (ZVP)“ 
durchgeführt und 2020 in ihrem Abschlussbericht das Modell „Regionales 
Monitoringsystem zur Vermeidung von Zwang – MoSy VeZ“ vorgelegt, das 
hierfür als Blaupause dienen kann. Voraussetzung ist eine rechtliche 
Ausgestaltung von systematischen Verpflichtungen zur Dokumentation und 
Verpflichtungen zur Weitergabe von Daten in aggregierter Form mit dem Ziel 
einer Auswertung im Sinne einer Gesundheitsberichterstattung oder der 
Führung eines Registers für alle Maßnahmen der Zwangsanwendung und in 
allen Einrichtungen und Diensten, die zur Anwendung von Zwangsmaßnahmen 
autorisiert sind (s. https://www.bag-
gpv.de/fileadmin/downloads/Projektbericht_ZVP.pdf ). 

 


